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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden Ausschuss für 
Industrie, Forschung und Energie, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 
übernehmen:

1. betont, dass es Galileo, das europäische globale Satellitennavigationsprogramm, als 
nützliches Instrument zur Stärkung der wirtschaftlichen Entwicklung, der Sicherheit 
und der strategischen Autonomie der EU unterstützt, erkennt jedoch an, dass 
Raumfahrtpolitik per definitionem nicht unabhängig von anderen relevanten Akteuren 
im Weltraum betrieben werden kann;

2. nimmt zur Kenntnis, dass sich die Kommission und die Europäische 
Weltraumorganisation in einem Dialog mit anderen Anbietern von globalen 
Satellitennavigationssystemen (GNSS) befinden (nämlich mit den Vereinigten 
Staaten, Russland, China, Indien und Japan) und mit diesen zusammenarbeiten, um die 
Kompatibilität und, wenn möglich, Interoperabilität der GNSS zu gewährleisten;

3. nimmt die Reaktion des Ministerpräsidenten des Staatsrats der Volksrepublik China 
auf das Schreiben des Präsidenten der Kommission zu dem Thema der 
Frequenzbänder zur Kenntnis und fordert eine Lösung, welche die Systeme Compass 
und Galileo kompatibel macht;

4. weist nachdrücklich darauf hin, dass die von Galileo angebotenen Dienstleistungen 
dem Grundsatz entsprechen müssen, dass Galileo ein ziviles System unter ziviler 
Kontrolle ist, und dass bei der Inanspruchnahme von Galileo das Völkerrecht, die 
Charta der Vereinten Nationen und die EU-Verträge eingehalten werden müssen;

5. fordert die Kommission als Verwalterin des Programms auf, die notwendigen 
Kriterien für technische Sicherungsmaßnahmen sowie die spezifischen Verfahren für 
den Zugang zum öffentlich regulierten Dienst festzulegen, damit das Ausmaß der 
unerlaubten Nutzung von Galileo so gering wie möglich bleibt, und ferner ein 
Kontrollsystem für den Transfer sensibler Galileo-spezifischer Elemente und 
Technologie zu errichten;

6. weist nachdrücklich darauf hin, dass sich die EU-Mitgliedstaaten des sensiblen 
Charakters von GNSS, d. h. der Auswirkungen auf die Sicherheit der EU und ihrer 
Bürger sowie auf die europäischen globalen Satellitennavigationssysteme, voll und 
ganz bewusst sein müssen, wenn sie Ausfuhrkontrollanfragen für GNSS-Elemente 
vonseiten ihrer Industrien erhalten, insbesondere wenn diese internationalen 
Ausfuhrkontrollregelungen unterliegen, wie beispielsweise dem Wassenaar-
Arrangement über Ausfuhrkontrollen für konventionelle Waffen sowie Güter und 
Technologien mit doppeltem Verwendungszweck;

7. bekräftigt jedoch angesichts der enormen Mittel, die diesbezüglich aus dem 
allgemeinen Haushalt der Europäischen Union fließen, dass die Möglichkeit bestehen 
sollte, Galileo zur Unterstützung der GASP/GSVP – einschließlich von 
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Krisenbewältigungsoperationen – und der Umsetzung von EU-Klauseln über 
Solidarität und gegenseitigen Beistand einzusetzen;

8. betont, dass die europäische Raumfahrtpolitik unter keinen Umständen zur 
allgemeinen Militarisierung und Bewaffnung des Weltraums beitragen sollte, und 
bekräftigt sein Eintreten für die im Vertrag der Vereinten Nationen über die 
Grundsätze zur Regelung der Tätigkeiten von Staaten bei der Erforschung und 
Nutzung des Weltraums einschließlich des Mondes und anderer Himmelskörper 
festgelegten Grundsätze, insbesondere 

- die Nutzung des Weltraums ausschließlich zu friedlichen Zwecken,
- die Förderung der internationalen Zusammenarbeit bei der Erforschung und 

Nutzung des Weltraums,
- die Haftung derjenigen Stelle, die einen Gegenstand in den Weltraum befördert 

hat, im Falle eines Schadens, der einem Drittland zugefügt wird, wie im 
Übereinkommen der Vereinten Nationen über die völkerrechtliche Haftung für 
Schäden durch Weltraumgegenstände näher erläutert;

9. unterstützt die Bemühungen der Vereinten Nationen um die Schaffung von Regeln für 
Tätigkeiten im Weltraum und um die Weiterentwicklung der Kodifizierung des 
internationalen Weltraumrechts; begrüßt in diesem Zusammenhang die Annahme des 
Verhaltenskodex der EU für Tätigkeiten im Weltraum, der auch die Notwendigkeit 
einer Verringerung der Abfälle berücksichtigt und allen Nicht-EU-Staaten zur 
Unterzeichnung offensteht; fordert erneut, dass dieser Kodex in ein 
rechtsverbindliches Instrument umgewandelt wird;

10. unterstützt die Schaffung einer europäischen Kapazität zur Weltraumlageerfassung, 
um kritische europäische Infrastruktur im Weltraum zu schützen;


